
 

 

 

  

Schriftliche Anfrage betreffend konsequente Einführung von Preisdiskriminierungen 14.5575.01 
 

Vor zwei Wochen kam die Nachricht aus Basel-Landschaft, dass das Theater keine zusätzliche Subvention aus 
dem Landkanton erhält. Politiker aus Basel-Stadt haben daraufhin gewohnt konsterniert reagiert und - sehr zur 
Freude der Medienschaffenden - vom Ende der Partnerschaft gesprochen. 

Die Frage darf aber gestellt werden: Wo ist das Problem? Zahlen etwa Frankreich und Deutschland etwas? 
Basel-Stadt muss sich entweder die unbequeme Frage stellen, welche Zentrumsleistungen erwünscht sind oder 
die entsprechenden Preise verlangen. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich dem Regierungsrat folgende Fragen stellen: 

1. Bei den Tagesferien oder dem Musikunterricht zahlen ausserkantonale Kinder höhere Tarife als 
baselstädtische Kinder. Weshalb soll dies beim Theaterbesuch nicht möglich sein? 

2. Ist der Regierungsrat bereit, bei allen Subventionsempfängern eine Preisdiskriminierung nach Kantonen 
und Ländern zu verlangen? 

3. Wenn nicht: Bei welchen Dienstleistungen könnte sich der Regierungsrat eine Einführung einer 
Preisdiskriminierung vorstellen? 

4. Falls der Regierungsrat sich generell keine weitere Preisdiskriminierung vorstellen kann: Welche Strategie 
verfolgt der Regierungsrat, um Mindereinnahmen zu decken? 
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